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Die Zukunft wird 
multipolar
Geopolitische Verschiebungen in der 
Digitalwirtschaft

Geopolitische Spannungen und die Rivalität zwischen China und dem 
Westen verändern die digitale Wirtschaft. Die hergebrachten Governan­
ce-Strukturen geraten unter Druck, während der Trend hin zu einer 
multipolaren Ordnung geht. Erst allmählich schält sich heraus, wie 
diese Ordnung aussehen könnte. Verschiebungen wird es voraussicht­
lich bei der Rolle geben, die Staaten gegenüber der Industrie einneh­
men, außerdem in der globalen Regulierung des Internets und bei der 
Integration der Schwellenländer in die digitale Ökonomie.

Grzegorz Lechowski und Ewa Dąbrowska

Der offene Ausbruch des Krieges in der 
Ukraine im Februar 2022 machte die 
transnationalen Abhängigkeiten im digi­

talen Sektor mehr als deutlich. Westliche Wirt­
schaftssanktionen gegen Russland haben den 
Zugang des Landes zu modernen Technologie­
komponenten eingeschränkt – was seine Wirt­
schaft schädigte und die Fähigkeit verminderte, 
militärische Operationen auszuführen. Später 
in jenem Jahr offenbarten die Spannungen um 
Taiwan die Anfälligkeit westlicher Produktions­
systeme in der Halbleiterindustrie. Dies veran­
lasste viele Regierungen dazu, die Risiken zu 
reduzieren, die mit globalisierten Lieferketten 
im Technologiesektor einhergehen.

Allerdings haben die geopolitischen Spannungen 
bereits strukturellere Auswirkungen auf die digi­
tale Wirtschaft, die weit über die jüngsten Umbrü­
che hinausreichen. In den letzten zwei Jahrzehn­
ten haben Konflikte zwischen den Großmächten 

und der systemische Wettbewerb zwischen China 
und dem Westen die Entwicklung der digitalen 
Wirtschaft in neue Richtungen vorangetrieben. 
Viele etablierte Institutionen und Governance-
Strukturen der liberalen Wirtschaftsordnung 
wurden infrage gestellt. Die folgenden Trends 
sind dabei von zentraler Bedeutung

Erstens hat die Rolle staatlicher Eingriffe als 
Instrument zur Verbesserung der Wettbe­
werbsfähigkeit heimischer Technologiesekto­
ren an Bedeutung gewonnen. Bis vor Kurzem 
wurde der Ansatz – den man als aktive Indust­
riepolitik bezeichnen kann – von vielen westli­
chen Regierungen und Wirtschaftsexpertinnen 
ausdrücklich abgelehnt. Wichtiger Hintergrund 
für die Veränderung war der globale Aufstieg 
des chinesischen Technologiesektors.

In den letzten zwei Jahrzehnten haben sich Un­
ternehmen aus China in verschiedenen Tech­
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nologiebereichen – etwa bei Online-Plattfor­
men oder der Telekommunikation – zu ernst­
haften Konkurrenten westlicher Unternehmen 
entwickelt. Dieser Erfolg beruhte allerdings auf 
einer strategischen Unterstützung durch den 
Staat. Chinesische Behörden regulierten bei­
spielsweise den Internet-Markt, um inländi­
sche Unternehmen vor der globalen Konkur­
renz zu schützen. Die sogenannte „Great Fire­
wall“ verhinderte den Zugang zu ausländischen 
digitalen Diensten und führte so zu einem 
Wettbewerbsnachteil für ausländische Big-
Tech-Unternehmen – vor allem für die etab­
lierten US-amerikanischen Anbieter wie Goo­
gle, Facebook, Amazon oder Microsoft. Darüber 
hinaus hat die Regierung verschiedene Maß­
nahmen zur Förderung ausgewählter „nationa­
ler Champions“ im Technologiebereich ergrif­
fen: Die Inlandsnachfrage nach digitalen 
Dienstleistungen wurde durch öffentliche Be­
schaffung gesteuert, die Zusammenarbeit mit 
staatseigenen Unternehmen koordiniert und 
die Expansion der Unternehmen auf ausländi­
sche Märkte unterstützt. Seit 2020 hat außer­
dem die Kommunistische Partei den digitalen 
Unternehmen restriktivere Richtlinien aufer­
legt. Der sogenannte „Tech Crackdown“ zielte 
offensichtlich darauf ab, die Kontrolle der Re­
gierung über Innovationsprozesse im heimi­
schen Technologiesektor zu stärken.

Die wirtschaftlichen Erfolge der Digitalunter­
nehmen aus China – wie auch die geopolitisch 
ausgerichtete Unterstützung seitens des chine­
sischen Staates – zeigen bereits Auswirkungen 
auf die industriepolitischen Strategien vieler 
westlicher Regierungen. In den Vereinigten 
Staaten beispielsweise unterstützt die Regie­
rung zwar schon länger den heimischen Tech­
nologiesektor durch strategische Forschungs- 
und Entwicklungsprojekte für die Verteidi­
gungsindustrie. In jüngerer Zeit erleben wir 
jedoch eine neue Welle der staatlichen Inter­
ventionen, die offenbar zunehmend in die 
Marktprozesse eingreifen – und in vielen Fäl­
len explizit auf die chinesische Herausforde­
rung reagieren. Beispiele hierfür sind Export- 
und Importbeschränkungen für Technologieun­
ternehmen aus China oder die großzügigen 
Förderprogramme, die die heimische Produkti­
on von IT-Hardware wie Halbleitern ankurbeln 
sollen.

Die Situation in der EU, wo der Digitalsektor 
deutlich schwächer ist, scheint komplexer. Ei­
nerseits wurden auch hier kürzlich große Sub­

ventionsprogramme eingeführt, um den Aus­
bau heimischer Produktionskompetenzen zu 
unterstützen. Außerdem sollen neue Marktre­
gulierungen wie der Digital Services Act oder 
der Digital Markets Act die Machtposition aus­
ländischer Big-Tech-Unternehmen eindämmen. 
Die von vielen Politikern aufgegriffene Rheto­
rik der „digitalen Souveränität“ hat dabei die 
direktere staatliche Einmischung im Technolo­
giesektor weitgehend gerechtfertigt. Anderer­
seits bleibt offen, inwieweit das bestehende 
wirtschaftspolitische und regulatorische Sys­
tem der Union mit den neuen Zielen der Politik 
vereinbar ist. Zu den wesentlichen Hemmnis­
sen, die in der Forschungsliteratur hervorge­
hoben werden, gehören der restriktive wett­
bewerbspolitische Rahmen der EU oder die 
möglichen Konflikte zwischen einzelnen Mit­
gliedsstaaten über die Verteilung finanzieller 
Ressourcen.

Der zweite Trend der Veränderung hängt mit 
geopolitischen Spannungen in der globalen 
Internet-Governance zusammen. Seit den 
1990er-Jahren war das Internet nach den Prin­
zipien grenzenloser Datenströme und dezentra­
ler Regulierung organisiert. Es wird dabei von 
privaten, öffentlichen und nicht staatlichen Or­
ganisationen gemeinsam gesteuert. Diese Go­
vernance-Ordnung wird als „Multistakeholder“-
Modell bezeichnet und ist eine Alternative zur 
Dominanz nationalstaatlicher Akteure.

Allerdings wurde diese Ordnung in den letzten 
zwei Jahrzehnten von einigen aufstrebenden 
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und autoritären Ländern zunehmend infrage 
gestellt. China und Russland stehen an der 
Spitze der Gegenbewegung, die für „Internet-
Souveränität“ kämpft. Als zentralen Ort für die 
Auseinandersetzung wählten sie die Internatio­
nale Fernmeldeunion (ITU), eine Sonderorgani­
sation der Vereinten Nationen, die in erster Li­
nie den Vertretern nationaler Regierungen – 
und nicht der Industrie oder NGOs – eine 
Stimme gibt. Die Hauptmotivation Russlands 
und Chinas war, sich der vermeintlichen Domi­
nanz des US-amerikanischen Technologiesek­
tors in der Internet-Governance zu widerset­
zen. Darüber hinaus wollten die beiden Länder 
die innerstaatliche Kontrolle über Internet­
dienste und Datenverkehr verstärken, um die 
Stabilität ihrer autoritären politischen Systeme 
zu sichern. Ein konkretes Beispiel dafür, wie 
das etablierte Internet-Governance-Modell 
durch autoritäre Regime aktuell herausgefor­
dert wird, ist Chinas Förderung eines neuen 
Technologiestandards für das Internetprotokoll 
(IP) innerhalb der ITU. Sollte diese „New-IP“-Ini­
tiative erfolgreich sein, würde die technologi­
sche Architektur des Internets eine staatliche 
Kontrolle der Netzwerkkommunikation verein­
fachen.

Wir gehen davon aus, dass sich die zunehmen­
den Spannungen in der Internet-Governance 
konkret auf die technologische und organisa­
torische Struktur des globalen Internets aus­
wirken werden. Bisher haben die westlichen 
Länder dem Druck aus China und Russland 
weitgehend erfolgreich widerstanden. Lang­
fristig sind aber die politischen Dynamiken 
und Machtverhältnisse in den internationalen 
Organisationen schwer vorherzusagen. Aller­
dings ist auch denkbar, dass in den kommen­
den Jahren westliche Länder selbst ihre Hal­
tung zur globalen Internet-Governance ändern 
könnten. Fragen wie technologische Standards 
und Datenflüsse könnten zunehmend inner­
halb kleinerer Gruppen gleichgesinnter Staa­
ten unter westlicher Führung geregelt werden. 
Ein Beispiel hierfür sind die aktuellen Han­
dels- und Investitionsinitiativen der US-Regie­
rung – etwa der gemeinsam mit der EU ge­
gründete Trade and Technology Council (TTC) 
oder das Indo-Pacific Economic Framework 
(IPEF) in Asien.

Die dritte Tendenz schließlich betrifft die Riva­
lität zwischen westlichen Ländern und China 
um den technischen und wirtschaftlichen Ein­
fluss im Globalen Süden. Digitale Entwick­

lungsinitiativen konkurrieren hier genauso 
miteinander wie internationale Technologieal­
lianzen, die sich vor allem auf Regionen wie 
Afrika, Lateinamerika und Zentral- oder Süd­
ostasien konzentrieren. Mit seinem 2015 ins 
Leben gerufenen Programm der „Digitalen Sei­
denstraße“ hat sich China schon früh einen 
Vorsprung verschafft. Das Ziel des Programms 
war es, die Entwicklung digitaler Infrastruktu­
ren in Schwellenländern durch großzügige 
Fördermittel der nationalen Regierung und 
privater Unternehmen zu unterstützen. Im 
Laufe der Zeit wurde dieses Programm zur 
wichtigsten Schiene, auf der sich Chinas Hard- 
und Softwaretechnologien und Standards in 
weniger entwickelten Ländern verbreitet ha­
ben. Eindrückliches Beispiel ist die weltweite 
Verbreitung von chinesischen 5G-Telekommu­
nikationsgeräten.

Das durch die „Digitale Seidenstraße“ flankierte 
Engagement der Tech-Unternehmen aus China 
im Globalen Süden hat allerdings ernsthafte 
Bedenken und erste Gegenreaktionen in den 
USA und der EU hervorgerufen. Beispielsweise 
wurde argumentiert, das chinesische Entwick­
lungsprogramm könne die Wettbewerbsfähig­
keit westlicher Digitalunternehmen in den 
Schwellenländern benachteiligen. Darüber hin­
aus wurde die Sorge geäußert, das Programm 
fördere durch die Verbreitung chinesischer 
Kommunikationstechnologien ein autoritäres 
Modell der Daten- und Internet-Governance. 
Um dem wachsenden Einfluss Chinas in der 
Digitalwirtschaft des Globalen Südens entge­
genzuwirken, haben westliche Regierungen 
kürzlich alternative Investitionsprogramme 
vorgeschlagen. Bisher scheint die „Global Gate­
way“-Initiative der Europäischen Union die 
wichtigste zu sein. Ähnlich wie China hat nun 
auch die EU-Kommission angekündigt, riesige 
Summen für den Ausbau digitaler Infrastruktu­
ren in Drittländern bereitzustellen.

Nun ist aber zu beachten, dass die digitalen In­
vestitions- und Entwicklungsinitiativen der 
westlichen Regierungen im Globalen Süden 
voraussichtlich mit einigen geostrategischen 
Herausforderungen konfrontiert werden. Bei­
spielsweise ist es den chinesischen Firmen be­
reits gelungen, ihre digitalen Technologien in 
einer Reihe von Schwellen- oder Entwick­
lungsländern einzuführen – diese Märkte ste­
hen den westlichen Investitionen möglicher­
weise nicht mehr offen. Zweitens können die 
neuen Initiativen der Europäischen Union oder 
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der USA im digitalen Sektor, anders als die chi­
nesischen Programme, in den Empfängerlän­
dern auf regulatorische und wertebasierte 
Konflikte stoßen. So sollen etwa die Investitio­
nen des Global-Gateway-Projekts der EU mit 
strengen normativen Auflagen verbunden sein 
– einschließlich hoher Umwelt- und Arbeits­
standards. Solche normativen Bindungen wer­
den jedoch im Globalen Süden oft zunehmend
als eine Bedrohung für die Wettbewerbsfähig­
keit wahrgenommen.

Wir gehen davon aus, dass diese drei langfris­
tigen Tendenzen – die Renaissance der Indust­
riepolitik, die Auseinandersetzung um die In­
ternet-Governance und der Wettbewerb zwi­
schen China und dem Westen um den Einfluss 
im Globalen Süden – Schlüsselfaktoren für die 
schrittweise Umgestaltung der globalen digi­
talen Wirtschaft in den kommenden Jahren 
sein werden. Die Ergebnisse der Prozesse blei­
ben jedoch offen und erfordern genauere em­
pirische Untersuchungen. 

Einerseits muss beobachtet werden, wie sich 
die von den Westmächten unterstützte „libera­
le“ Wirtschaftsordnung im Digitalsektor wei­
terentwickelt. Der Westen ist, zusammen mit 
seinen Verbündeten, die Herausforderung 
durch China bereits auf mehreren Ebenen an­
gegangen. Er hat inländische und transnationa­
le Ressourcen mobilisiert, um die technologi­
sche Führerschaft zu behalten; er hat neue In­
vestitionsprogramme im Globalen Süden 
angeregt und die Regulation der digitalen Tech­
nologien in neue Handelsabkommen mit gleich 
gesinnten Ländern aufgenommen. All dies wird 
erhebliche Auswirkungen darauf haben, wie 
sich der Westen in die globale Wirtschaft ein­
bringt und wie westliche Länder im eigenen 
Bereich die Verhältnisse zwischen dem Staat 
und dem Privatsektor regeln.

Auch die Dynamik in den Schwellen- und Ent­
wicklungsländern muss aufmerksam verfolgt 
werden. Im Hinblick auf die Regulierung des 
Internetsektors wird eine wichtige Frage sein, 
wie sich die Interessen aufstrebender Techno­
logiemächte wie Indien, Brasilien oder Südafri­
ka in Regeln der globalen Internet-Governance 
einfügen lassen. Derzeit sehen sich diese Län­
der oft durch Regulierungen benachteiligt, die 
dem grenzüberschreitenden Datenfluss den 
Vorrang geben und so die Interessen etablier­
ter Tech-Unternehmen unterstützen. 

Was schließlich das geopolitische Gesamtbild 
betrifft, glauben wir, dass es zu einfach wäre, 
zu erwarten, dass sich rivalisierende Blöcke 
um einzelne wirtschaftliche Führungsmächte – 
wie die USA, Europa oder China – festigen wer­
den. Die Dynamiken, die wir beschreiben, könn­
ten vielmehr zu komplexeren geografischen, 
institutionellen und organisatorischen Struk­
turen im Digitalsektor führen. 
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